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Änderungsantrag zu D4NEU2

Von Zeile 58 bis 65:
der Mindestlohn einmalig (um einen Euro mehr als ohnehin schon geplant war) steigen - und das auch
erst ab dem Jahr 2022. Es sollen 400 000 neue Wohnungen gebaut - von denen nur 1/4
Sozialwohnungen sind, und der Rest für den freien Markt verfügbar gemacht wird. Das HartzIV-Konzept
ändert sich nur minimal, trägt jetzt jedoch den hippen Namen "Bürgergeld". Das Pflegepersonal
bekommt einen einmaligen Zuschuss - "höhere Löhne" sind zwar erwähnt, aber nicht wann und in
welchen Dimensionen.Umverteilung/Enteignung mit dem Ziel einer "freie[n] und solidarische[n]
Gesellschaft". Das HartzIV-Konzept, das jetzt den hippen Namen "Bürgergeld" trägt, enthält einige
wichtige Veränderungen, wie bspw. die Anerkennung der Angemessenheit der Wohnung in den ersten
beiden Jahren, die nicht-Anrechnung von Vermögen, die erleichterten Möglichkeiten von Zuverdiensten,
die mindestens temporäre Aussetzung der Sanktionen. Aber die nötigste Veränderung, die wesentliche
Anpassung der Höhe, bleibt fatalerweise aus. Das Pflegepersonal bekommt einen einmaligen Zuschuss -
"höhere Löhne" sind zwar erwähnt, aber nicht wann und in welchen Dimensionen. Umverteilung und
Enteignung mit dem Ziel einer freien und solidarischen Gesellschaft, wie wir sie anstreben, sieht anders
aus!

Begründung

erfolgt mündlich
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